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Top 4: Zukunft der Geburtshilfe, der Vor- und Nachsorge für Mütter sowie ergänzende 
und unterstützende Angebote für Eltern und Familien durch Hebammen sichern-
Wahlfreiheit für werdende Mütter 

Antrag 

Der Fraktion der FDP 

Drucksache 16/5288 

 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, Frau Kollegin. – Für die FDP-Fraktion erteile ich nunmehr 

Frau Kollegin Schneider das Wort.  

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Meine beiden Großmütter sind 

schon lange verstorben. Eine der beiden hieß Rosa und war von Beruf Hebamme. Diese Oma pflegte ihre 

morgendliche Zeitungslektüre wie viele Menschen mit den Todesanzeigen zu beginnen. Wenn sie einen 

Verstorbenen entdeckte, der im schönen Alter von beispielsweise 95 Jahren verstorben war, kommentierte sie das 

stets mit den Worten: Daran war ich bestimmt nicht schuld.  

Als Kind fand ich diesen Satz immer unglaublich komisch. Wenn ich aber heute sehe, dass Hebammen für 

eventuelle Fehler 30 Jahre haften sollen, vergeht mir das Lachen. Ein Schüler ist mit seinem Abitur nicht 

zufrieden. Ist dies im Extremfall auch auf einen Zwischenfall bei der Geburt zurückzuführen und die Hebamme 

die Verursacherin?  

Von diesen 30 Jahren müssen wir weg. Es muss doch in unserer hochentwickelten Gesellschaft möglich sein, 

zum Beispiel nach der U8, also nach dem vierten Geburtstag eines Kindes, festzustellen,  
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dass eventuelle Erkrankungen nicht mehr auf einen Geburtsfehler zurückzuführen sind. Allein durch die- se 

Maßnahme ließen sich die Haftpflichtprämien reduzieren und würde die Bereitschaft der Versicherer gesteigert, 

diese Berufsgruppe weiter zu versichern.  



Sicher, dadurch würde eine Ausnahme im Verjährungsrecht geschaffen werden. Aber wenn es brennt, erfordert 

das spezielle Maßnahmen. Bei einem Ölbrand zu Hause in Ihrer Küche versuchen Sie es auch nicht zuerst mit 

dem Wasserschlauch, meine sehr geehrten Damen und Herren.  

Wir alle brauchen diese Berufsgruppe, brauchen Hebammen, nicht nur bei Hausgeburten und in Ge- 

burtshäusern, sondern auch in Kliniken bei Spontangeburten und beim Kaiserschnitt. Hebammen begleiten 

manche Frauen vom ersten Tag der Schwangerschaft an, diagnostizieren diese und betreuen die werdenden 

Mütter bis zur Geburt. Danach kommt die Hebamme nach Hause zur frisch- gebackenen Familie und unterstützt 

hier. In dieser ganzen Zeit hilft sie mit Rat und Tat, oft rund um die Uhr, sieben Tage die Woche.  

All dies ist durch die hohen Haftpflichtprämien und Tatsache, dass nur noch wenige Unternehmen bereit sind, 

dieses Risiko zu versichern, in Gefahr. Kleinere Krankenhäuser schließen aus Rentabilitätsgründen ihre 

geburtshilflichen Abteilungen, was vor allem im ländlichen Raum zu langen Anreise- wegen zur 

Entbindungsklinik führt.  

Die FDP-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen wünscht sich, dass dieser freie Beruf erhalten bleibt.  

(Beifall von der FDP)  

Wir wollen, dass Frauen weiterhin die Möglichkeit haben, den Ort und die Art der Geburt selbst zu wählen: ob 

Hausgeburt, Geburtshaus oder High- tech-Klinik. Diese Wahlfreiheit der Frauen, der Mütter, muss erhalten 

bleiben. Deshalb haben wir den vorliegenden Antrag gestellt, den wir auch in den Ausschüssen beraten wollen. 

Er soll nicht mal eben hier abgestimmt werden wie die beiden anderen Anträge.  

Frau Ministerin Steffens, bei diesem Thema hätte ich mir auch von Ihnen etwas mehr Engagement gewünscht. 

Ein Runder Tisch mit allen Fraktionen wäre im Vorfeld sinnvoll gewesen: nicht nur Anträge und Reden im 

Plenum, sondern konstruktive Gesprächsrunden und das Sammeln von Ideen. Es wäre großartig gewesen, wenn 

der Landtag Nord- rhein-Westfalen bei diesem wichtigen Thema eine Vorreiterrolle gespielt und ein Signal 

gesetzt hätte.  

(Beifall von der FDP)  

Interessant wäre allein schon, wie viele Hebammen es in Nordrhein-Westfalen überhaupt gibt. Aber diese Zahlen 

konnten Sie auch nicht ermitteln.  



(Zuruf von Ministerin Barbara Steffens)  
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Auch der Bundesgesundheitsminister sollte mal vorankommen. Ich habe das Gefühl, der verzettelt sich: heute ein 

bisschen Demenz, morgen ein bisschen Hebammen. Mit ein bisschen Geld kommen wir bei den Hebammen 

bestimmt nicht weiter.  

(Beifall von der FDP)  

Wenn es gelänge, Haftungsobergrenzen festzulegen, wären bestimmt auch mehrere Versicherer bereit, künftig 

vernünftige Konditionen anzubieten. Schäden, die über dieser Grenze liegen, sollten dann aus einem öffentlichen 

Fonds bedient werden.  

Finanzminister Schäuble hat unlängst angekündigt, den Krankenkassen mehrere Milliarden an Zuschüssen zu 

streichen, um Schuldenlöcher zu stopfen: in diesem Jahr 3,5 Milliarden € und 2015 noch einmal 2,5 Milliarden € 

– eine unglaublich hohe Summe, die im Gesundheitswesen dringend benötigt würde. Und der 

Bundesgesundheitsminister greift nicht ein.  

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, wenn Herr Gröhe nur einen Bruchteil dieses Geldes für einen 

öffentlichen Fonds verwendete, bräuchten wir über das Thema „Haftpflichtversicherungen für Hebammen“ nie 

mehr zu sprechen. – Ich danke Ihnen.  

(Beifall von der FDP)  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, Frau Abgeordnete. – Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn 

Kollegen Preuß das Wort.  


